
Monatsinformation 

Juni 2024 
 
 
 
 

 

 

Kröning & Partner
Walderseestraße 22

30177 Hannover
Telefon: 0511 390 666-0

E-Mail: stb@kroening-partner.de
www.die-steuer-berater.de

Guten Tag, 

folgende Themen finden Sie in dieser Ausgabe: 

· Inflationsausgleichsprämie bis zu 3.000 Euro je AN 

· Minijobs 

· Verspätete Pauschalversteuerung kann teuer werden 

· Kein anteiliger Erwerb eines zur Erbmasse gehörenden 
Grundstücks bei entgeltlichem Erwerb eines Miterbenanteils 

· Wann diskriminiert eine Formulierung in einer Stellenanzeige 
ältere Bewerber? 

· Unfall beim Anhalten wegen Notdurftverrichtung - 
Unterbrechung des versicherten Arbeitswegs 

· Unentgeltlicher Probeausschank - Keine Biersteuer auf von 
Hobbybrauer hergestelltes Bier 

· Mindestlohn in der Altenpflege steigt 

· Renten steigen ab Juli erneut deutlich 

· Verordnung zur technischen Umsetzung des Basisregisters für 
Unternehmen im Kabinett gebilligt 

  

mailto:stb@kroening-partner.de


Juni 2024 – Monatsinformationen 

2 

Inflationsausgleichsprämie bis zu 3.000 Euro je AN 
Die Auszahlung an Arbeitnehmer ist nur noch bis zum 31. Dezember 2024 möglich! Die 
Zahlung ist freiwillig und zusätzlich zum vereinbarten Gehalt an Arbeitnehmer zu 
leisten. Die Kosten gehen voll zu Lasten des Arbeitgebers, eine Erstattung in 
irgendeiner Form erfolgt nicht. Die Auszahlung muss über die Lohnabrechnung 
erfolgen. Der Arbeitnehmer erhält den Betrag netto. Maximal in Summe 3.000 Euro je 
Arbeitnehmer in 2022 bis 2024. 

Sofern wir Ihre Lohnabrechnungen erstellen, sprechen Sie bitte Ihre Sachbearbeiterin 
an, wenn Sie Informationsbedarf haben.  

Minijobs 
Seit dem Monat Januar 2024 ist die maximale Verdienstgrenze von 520 Euro auf 538 
Euro im Monat angehoben. Weitere Details prüfen Sie bitte hier 
https://magazin.minijob-zentrale.de/erhoehung-minijob-grenze/ 

Für Lohnsteuer 

Verspätete Pauschalversteuerung kann teuer werden 
Aufwendungen von mehr als 110 Euro je Beschäftigten für eine betriebliche 
Jubiläumsfeier sind als geldwerter Vorteil in der Sozialversicherung beitragspflichtig, 
wenn sie nicht mit der Entgeltabrechnung, sondern erst erheblich später pauschal 
versteuert werden. Das Bundessozialgericht hat der Deutschen Rentenversicherung 
Oldenburg-Bremen Recht gegeben und die gegenteiligen Entscheidungen der 
Vorinstanzen aufgehoben. 

https://magazin.minijob-zentrale.de/erhoehung-minijob-grenze/
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Für Erbschaftssteuerpflichtige 

Kein anteiliger Erwerb eines zur Erbmasse gehörenden 
Grundstücks bei entgeltlichem Erwerb eines Miterbenanteils 
Der Bundesfinanzhof hatte zu entscheiden, ob der Erwerb eines Anteils an einer 
Erbengemeinschaft dem anteiligen Erwerb des im Nachlass befindlichen Grundstücks 
gleichsteht. 

Im Verfahren war der Kläger Teil einer Erbengemeinschaft, die aus drei Erben bestand. 
Zum Vermögen der Erbengemeinschaft gehörten Immobilien. Der Kläger kaufte die 
Anteile seiner beiden Miterben und veräußerte anschließend die Immobilien. Das 
Finanzamt sah in dem Verkauf ein steuerpflichtiges privates Veräußerungsgeschäft. 

Das Finanzgericht München folgte der Auffassung der Finanzverwaltung, indem es im 
entgeltlichen Erwerb eines Erbanteils von der Erbengemeinschaft eine Anschaffung des 
zum Nachlass gehörenden Grundstücks des Privatvermögens sieht. Als nunmehriger 
Alleineigentümer veräußert er das Grundstück innerhalb von nicht mehr als zehn 
Jahren seit dem entgeltlichen Erwerb des Erbanteils. Insoweit ist der 
Veräußerungsgewinn steuerbar (§ 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG), soweit er auf den 
entgeltlich hinzuerworbenen Anteil entfällt.  

Der Bundesfinanzhof ist dem entgegengetreten. Der entgeltliche Erwerb eines Anteils 
an einer Erbengemeinschaft führt nicht zur anteiligen Anschaffung eines zum 
Gesamthandsvermögen der Erbengemeinschaft gehörenden Grundstücks.  

Hinweis 

Der Bundesfinanzhof hat somit seine Rechtsprechung geändert und sich der 
Ansicht der Finanzverwaltung entgegengestellt. 
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Arbeitsrecht 

Wann diskriminiert eine Formulierung in einer Stellenanzeige 
ältere Bewerber? 
Ein 50-jähriger Bewerber hatte eine Absage auf seine Bewerbung als Verkäufer bei 
einem Tankstellenbetreiber erhalten. Anschließend machte er mit einer Klage u. a. 
einen Anspruch auf Entschädigung in Höhe von 1.500 Euro nach dem Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetz (AGG) geltend. In der Ausschreibung des 
Tankstellenbetreibers hieß es u. a.: „Wir sind ein junges, dynamisches Team mit Benzin 
im Blut und suchen Verstärkung.“ Der Bewerber war der Auffassung, die Formulierung 
sei ein Hinweis auf eine Altersdiskriminierung. „Jung“ beziehe sich auf das Alter der zu 
suchenden Teammitglieder. Der Arbeitgeber hingegen vertrat die Ansicht, die 
Stellenanzeige enthalte keine Altersvorgabe. Die Formulierung beschreibe vielmehr das 
Team.  

Das Landesarbeitsgericht Mecklenburg-Vorpommern wies die Klage ab und folgte der 
Argumentation des Arbeitgebers. Es handelt sich um eine überspitzte, ironische, nicht 
ernst gemeinte, in der Form eines Werbeslogans gehaltene Beschreibung der zu 
besetzenden Stelle, nicht um die Darstellung von Anforderungen an einen potenziellen 
Bewerber. Der Arbeitgeber hat die Stelle in seinem Betrieb somit nicht unter Verstoß 
gegen das Verbot der Altersdiskriminierung ausgeschrieben. Daher steht dem 
Bewerber keine Entschädigung wegen Diskriminierung zu.  

Unfall beim Anhalten wegen Notdurftverrichtung - 
Unterbrechung des versicherten Arbeitswegs 
Wenn ein Arbeitnehmer auf dem Arbeitsweg an einem Waldweg anhält, um seine 
Notdurft zu verrichten, unterbricht dies den versicherten Weg. Kommt das Fahrzeug ins 
Rollen und stirbt der Arbeitnehmer bei dem Versuch, das wegrollende Fahrzeug 
aufzuhalten, liegt kein Arbeitsunfall vor. So entschied das Landessozialgericht Baden-
Württemberg. 
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Sonstiges 

Unentgeltlicher Probeausschank - Keine Biersteuer auf von 
Hobbybrauer hergestelltes Bier 
Der Kläger ist Hobbybrauer. Bei einer Veranstaltung, auf der Hobbybrauer das von 
ihnen hergestellte Bier vorstellen und Erfahrungen austauschen konnten, wurde das 
von den Teilnehmern hergestellte Bier unentgeltlich zum Probieren angeboten. Ferner 
wurden u. a. Seminare und Vorträge angeboten und das beliebteste Bier zur 
Verkostung vorgestellt. An der Veranstaltung interessierte Personen konnten auf der 
Internetseite des Veranstalters ein Eintrittsticket erwerben, das zur Teilnahme an der 
Veranstaltung berechtigte. Das beklagte Hauptzollamt gab dem Kläger auf, die 
Teilnehmer als Veranstalter darauf hinzuweisen, dass sie das von ihnen für die 
Veranstaltung hergestellte Bier zuvor bei dem für sie zuständigen Hauptzollamt zur 
Versteuerung anzumelden hätten. 

Das Finanzgericht Düsseldorf entschied 
jedoch, dass die Erhebung von Biersteuer in 
diesem Fall nicht rechtmäßig war. Der 
Kläger hatte hier zwar keine Erlaubnis für 
die Herstellung des fraglichen Bieres, das 
von ihm hergestellte Bier ist jedoch steuer-
frei. Bier, das von Haus- und Hobbybrauern 
in ihren Haushalten ausschließlich zum 
eigenen Verbrauch hergestellt und nicht 
verkauft wird, ist bis zu einer Menge von 2 hl je Kalenderjahr von der Steuer befreit. Der 
Kläger hat das von den anderen Teilnehmern getrunkene Bier ausschließlich zum 
eigenen Verbrauch hergestellt. Er hat das Bier auch nicht verkauft.  
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Gesetzgebung 

Mindestlohn in der Altenpflege steigt 
Zum 01.05.2024 ist der Pflegemindestlohn gestiegen: Hilfskräfte erhalten künftig 
mindestens 15,50 Euro brutto pro Stunde, qualifizierte Pflegehilfskräfte 16,50 Euro und 
Pflegefachkräfte 19,50 Euro. Eine weitere Erhöhung der Mindestlöhne in der 
Altenpflege soll dann zum 01.07.2025 folgen.  

Renten steigen ab Juli erneut deutlich 
Zum 01.07.2024 erhöhen sich die Renten um 4,57 %. Die Bundesregierung hat dazu 
eine entsprechende Verordnung beschlossen.  

Verordnung zur technischen Umsetzung des Basisregisters für 
Unternehmen im Kabinett gebilligt 
Die Bundesregierung hat den vom Bundesminister für Wirtschaft und Klimaschutz, vom 
Bundesminister der Justiz sowie vom Bundesminister der Finanzen vorgelegten Entwurf 
einer Verordnung über das Register über Unternehmensbasisdaten (UBRegV) gebilligt. 

Vorrangiges Ziel des Basisregister ist die Umsetzung des Once-Only-Prinzips, einem 
elementaren Baustein der Registermodernisierung in Deutschland: Damit sollen 
Unternehmen ihre Daten und Dokumente der Verwaltung nur noch einmal mitteilen 
müssen; Mehrfachmeldungen an verschiedene Register und Behörden sollen so 
schrittweise durch Registerabfragen und zwischenbehördliche Datenaustausche ersetzt 
werden können. Daneben sind weitere Anwendungsfälle für das Basisregister 
vorgesehen, etwa im Bereich des Identitätsmanagements oder im Kontext des 
Onlinezugangsgesetzes (OZG), die in späteren Ausbaustufen entwickelt werden sollen.  
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Impressum  

© 2024 Alle Rechte, insbesondere das Verlagsrecht, allein beim Herausgeber DATEV eG, 90329 Nürnberg 
(Verlag). Die Inhalte wurden mit größter Sorgfalt erstellt, erheben keinen Anspruch auf eine vollständige 
Darstellung und ersetzen nicht die Prüfung und Beratung im Einzelfall. 

Die enthaltenen Beiträge und Abbildungen sind urheberrechtlich geschützt. Die Verwendung der Inhalte 
und Bilder im Kontext dieser Mandanten-Monatsinformation erfolgt mit Einwilligung der DATEV eG.  

Eine Nutzung für Zwecke des Text- und Datamining (§ 44b UrhG) sowie für Zwecke der Entwicklung, des 
Trainings und der Anwendung (ggf. generativer) Künstlicher Intelligenz, wie auch die Zusammenfassung 
und Bearbeitung des Werkes durch Künstliche Intelligenz ist nicht gestattet. 
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Termine Steuern/Sozialversicherung Juni/Juli 2024 
Steuerart Fälligkeit 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.06.20241 10.07.20242 

Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.06.2024 entfällt 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 10.06.2024 entfällt 

Umsatzsteuer 10.06.20243 10.07.20244 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung durch: 

Überweisung5 13.06.2024 15.07.2024 

Scheck6 10.06.2024 10.07.2024 

Sozialversicherung7 26.06.2024 29.07.2024 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 
Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer erfolgten 

Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das 
zuständige Finanzamt abzuführen. 

 
1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei 

Vierteljahreszahlern ohne Dauerfristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 

Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf 
einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der 
Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so 
frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks 
beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats 
fällig. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen 
gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle 
bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.06.2024/25.07.2024, jeweils 0 Uhr) vorliegen. 
Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch 
extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin 
an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder 
auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
 


